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GEGENSTAND 
 

Anpassung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für öffentliche Leistungen der 

Gemeinde Braunsbach (Verwaltungsgebührensatzung) - Beschlussfassung  
 

SACHVERHALT 
 

Die derzeit geltende Verwaltungsgebührensatzung wurde letztmalig zum 16.09.2009 

angepasst. Im Rahmen einer Überprüfung der Gebührenstruktur hat die Verwaltung 

festgestellt, dass mehrere Gebührentatbestände nicht mehr kostendeckend sind und nicht 

mehr den tatsächlichen Verwaltungsaufwand widerspiegeln. Ursachen hierfür sind 

insbesondere gestiegene Personal- und Sachkosten sowie organisatorische und rechtliche 

Veränderungen.  
 

Die Verwaltung hatte zur Neukalkulation die Allevo Kommunalberatung beauftragt, welche 

nach einem Vor-Ort-Termin eine Neufassung der Satzung erarbeitet hat. Diese liegt nun vor. 
 

Folgende grundsätzliche Punkte hierzu: 

• Bei den ermittelten Gebührensätzen handelt es sich um Gebührenobergrenzen. 

Zugunsten der Verwaltungspraktikabilität sollen diese Sätze auf volle 10 Cent 

abgerundet werden. 

• Beim amts- bzw. fachbereichsinternen Anteil des Gemeinkostenzuschlags wird eine 

Spannweite von 10-40 % empfohlen. Allevo empfiehlt, diesen Anteil in Höhe von 25 

% festzusetzen. 
 

FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN 
- 

 

BESCHLUSSVORSCHLAG 
 

• Der Gemeinderat stimmt der Gebührenkalkulation der Allevo Kommunalberatung 
vom 17.03.2026 zu. Diese hat dem Gemeinderat bei der Beschlussfassung über die 
Gebührensätze vorgelegen. 

• Den in der Gebührenkalkulation enthaltenen Ermessensentscheidungen (vgl. 
Erläuterungen Ziff. 8) wird ausdrücklich zugestimmt. 

• Der Gemeinderat beschließt die Satzung über die Erhebung von Gebühren für 
öffentliche Leistungen (Verwaltungsgebührensatzung) der Gemeinde Braunsbach 
vom 17. März 2026 einschließlich des Gebührenverzeichnisses. 
 

Die Satzung tritt zum 23.04.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige 
Verwaltungsgebührensatzung vom 16.09.2009 außer Kraft. 

 


